
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Liebe Leser*innen, 

liebe Kolleg*innen, 

 

vor Ihnen liegt die Juni-Ausgabe des „NRW Infodienst Schuldnerberatung“ mit interessanten und ak-

tuellen Beiträgen aus dem Arbeitsfeld Schuldnerberatung.  

 

Die Artikel aller Ausgaben finden Sie über die Schlagwortsuche auf:  

http://fachberatung-schuldnerberatung-nrw.de/info-center/.  

 

Über Rückmeldungen und Anregungen würden wir uns freuen. 

 

Ihr Redaktionsteam 

 

 

Allgemeines 

 

Schneller Neustart nach einer Insolvenz – Restschuldbefreiung nach drei Jahren 

Der Koalitionsausschuss hat die Erleichterung eines schnellen Neustarts nach einer Insolvenz be-

schlossen. Das Entschuldungsverfahren für natürliche Personen soll auf drei Jahre verkürzt werden. 

Befremdlich ist allerdings, dass „ausreichende Maßnahmen zur Missbrauchsvermeidung“ vorgesehen 

sind. Für Verbraucher soll die Verkürzung zudem befristet und das „Antragsverhalten“ nach einem 

angemessenen Zeitraum evaluiert werden. Die Unterstellung von Missbrauch des Insolvenzverfahrens 

entbehrt ebenso wie die Besorgnis vor etwaigen negativen Auswirkungen auf das Zahlungs- und 

Wirtschaftsverhalten einer nachvollziehbaren Grundlage. Die bereits vor Einführung der Insolvenzor-

dnung vor über 20 Jahren formulierte Sorge vor einem Verfall der Zahlungsmoral hat sich auch 20 

Jahre nach Inkrafttreten des Entschuldungsverfahrens als gegenstandslos erwiesen. 

Konjunkturpaket/2020-06-03/Eckpunktepapier, Nr. 9 

 

Stiftung Wohlfahrtspflege: Förderaufruf „Zugänge erhalten – Digitalisierung stärken“  

Ziel dieses Förderaufrufs ist, die Träger der Freien Wohlfahrtspflege grundsätzlich, über die Folgen 

der aktuellen Krisensituationen hinaus, in die Lage zu versetzen, die Chancen der Digitalisierung 

stärker als bisher zu nutzen und in ihre Arbeit zu integrieren. Dies bezieht sich sowohl auf Arbeits-

abläufe innerhalb ihrer Organisationen als auch auf die Arbeit mit den Zielgruppen, ihrer Angebote 

und Dienstleistungen. Damit soll ein wichtiger Impuls für eine nachhaltige Erhöhung der Krisenresi-

lienz und Zukunftsfähigkeit der Organisationen der Freien Wohlfahrtspflege in Nordrhein-Westfalen 

geleistet werden.  

Gegenstand des Förderaufrufs sind anwendungsorientierte Maßnahmen und Projekte in vier Hand-

lungsfeldern. Die Fördermittel werden im Wege der Projektförderung als nicht rückzahlbare Zu-

schüsse in Form einer Anteilsfinanzierung in Höhe von bis zu 95 % bewilligt. 

Förderaufruf „Zugänge erhalten – Digitalisierung stärken“   
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http://fachberatung-schuldnerberatung-nrw.de/info-center/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Schlaglichter/Konjunkturpaket/2020-06-03-eckpunktepapier.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.ptj.de/forschungsfoerderung/stiftung-wohlfahrtspflege/digitalisierungstaerken


 

NRW-Infodienst  Schuldnerberatung Juni 2020, Seite 2 

 
 

Überschuldungsstatistik 2019: In 35 % der überschuldeten Haushalte Kinder betroffen 

Über ein Drittel (35 %) der überschuldeten Personen, die im Jahr 2019 die Hilfe einer Schuldnerbera-

tungsstelle in Anspruch nahmen, lebten mit mindestens einem unterhaltspflichtigen Kind im eigenen 

Haushalt. Dies teilt das Statistische Bundesamt (Destatis) auf Basis der Ergebnisse der Überschul-

dungsstatistik 2019 anlässlich der Aktionswoche Schuldnerberatung vom 25. bis 29. Mai 2020 unter 

dem diesjährigen Motto „Chancenlose Kinder? Gutes Aufwachsen trotz Überschuldung!“ mit. Weitere 

knapp 10 % dieser Überschuldeten hatten mindestens ein Kind, das außerhalb des eigenen Haushalts 

wohnte. Quelle: Pressemitteilung von destatis 

 

Auslaufen der Moratorien für Energiekosten, Miete und Darlehen Ende Juni 2020 

Das Einkommen vieler Menschen ist pandemiebedingt gesunken, Miete, Energiekosten und Darle-

hensraten müssen aber weitergezahlt werden. Als Entlastung ermöglichte das Gesetz zur Abmilde-

rung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht vom 

27.03.2020 einen Aufschub dieser und anderer Zahlungsverpflichtungen bis zum 30.06.2020 (fbsb-

nrw.de). Die Regelungen könnten durch eine Rechtsverordnung verlängert werden, aber die Bundes-

regierung möchte davon wohl keinen Gebrauch machen. Im Eckpunktepapier vom 03.06.2020 zum 

Konjunkturpapier ist dazu jedenfalls nichts erwähnt. Denn für die Bundesregierung waren die zivil-

rechtlichen Regelungen als „erste Hilfsmaßnahme für eine Übergangszeit gedacht, bis die sozialen 

Sicherungssysteme und die staatlichen Hilfsprogramme greifen“ (Antwort auf eine Kleine Anfrage 

Bündnis 90/Die Grünen vom 25.05.2020, BT-Drs. 19/19414).  

Ein Problem dabei ist, dass ab Juli 2020 denjenigen eine Energiesperre droht, die die Energiekosten 

nicht zahlen konnten. Für die Mietschulden hingegen gilt der Kündigungsschutz bis zum 30.06.2022. 

Und nicht gezahlte Darlehensraten führen automatisch zu einer Verlängerung der Vertragslaufzeit, 

soweit keine andere Absprache getroffen wird.  

 

Anrechnungsfreiheit von Corona-Bonus-Zahlungen 

Die ALG II-Verordnung ist rückwirkend zum 1. März 2020 geändert worden und bestimmt, dass 

Corona-Boni für Arbeitnehmer*innen, die aufstockende Hartz-IV-Leistungen beziehen, bis 1.500 € 

anrechnungsfrei bleiben. Außerdem ist Einkommen von Schüler*innen bis 2.400 € jährlich anrech-

nungsfrei. Die Verordnung gilt rückwirkend zum 1. März 2020.  

Quelle: Thomé Newsletter 20/2020 vom 14.06.2020 

 

Häusliche Gewalt: Risikofaktor Finanzielle Nöte  

Die Maßnahmen in der Covid-19- Pandemie schränken das alltägliche Leben vielfach ein. Das eigene 

Zuhause ist in der Krise nicht immer ein sicherer Ort, denn Kontaktbeschränkungen und Existenz-

ängste belasten Familien und Partnerschaften, sodass Konflikte und häusliche Gewalt bisweilen stei-

gen. Die erste Studie „Gewalt an Frauen und Kindern in Deutschland während COVID-19-bedingten 

Ausgangsbeschränkungen“ der TU München und des RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung, 

bestätigt, was Expert*innen bereits angekündigt hatten. Online befragt wurden 3.800 Frauen zwi-

schen 18 und 65 Jahren nach ihren Erfahrungen. Die Ergebnisse sind erschreckend:  

Allein 2,2 % der Frauen berichtet davon, dass sie das Haus ohne Erlaubnis des Partners nicht verlassen 

durften und bei 4,6 % der Fälle regulierten die Partner die sozialen Außenkontakte. 3,1 % der Befragten 

berichteten, dass es zu körperlichen Gewalt gegen sie selbst und bei 6,5 % gegen Kinder im Haushalt 

kam. Bei finanziellen Engpässen war die Zahl der Opfer sowohl bei Frauen als auch Kindern höher. 

Kamen akute finanzielle Sorgen dazu, erlitten 8,4 % der Frauen und 9,8 %. der Kinder körperliche 

Gewalt. Musste einer der Partner in Kurzarbeit oder verlor den Arbeitsplatz waren 5,6% der Frauen 

und 9,3 % der Kinder von körperliche Gewalt betroffen.  

Aus diesen Risikofaktoren leiten sich mehrere Empfehlungen für bestehende und eventuelle künftige 

Ausgangs- und Kontaktbeschränkungen während einer möglichen „zweiten Welle“ der Pandemie ab.   

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2020/05/PD20_181_635.html
https://www.fbsb-nrw.de/2020/03/neue-gesetze-ii-aufschub-von-zivilrechtlichen-zahlungsverpflichtungen/
https://www.fbsb-nrw.de/2020/03/neue-gesetze-ii-aufschub-von-zivilrechtlichen-zahlungsverpflichtungen/
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/194/1919414.pdf


 

NRW-Infodienst  Schuldnerberatung Juni 2020, Seite 3 

 
 

U.a. müssen betroffene Frauen einen Zugang zur Unterstützung erhalten. Hier kommen die Schuld-

ner- und Verbraucherinsolvenzberatungsstellen ins Spiel. Das BMFSFJ hat die Informationskampagne 

„Zuhause nicht sicher“ gestartet und möchte so auf das Thema und Hilfsangebote hinweisen. Mehr 

unter https://staerker-als-gewalt.de/initiative/poster-aktion-haeusliche-gewalt. 

 

 

Für die Praxis 

 

Kinderbonus für kindergeldberechtigte Kinder – vereinfachter Zugang in die Grundsicherung 

Familien sollen mit einem einmaligen Kinderbonus in Höhe von 300 EUR je kindergeldberechtigtem 

Kind (für wenigstens einen Monat in 2020) unterstützt werden. Ausgezahlt werden soll der Bonus in 

zwei Teilen zu je 150 EUR überwiegend im September und Oktober 2020. Die Leistungen sollen u.a. 

nicht auf Grundsicherungsleistungen angerechnet werden („… sind bei Sozialleistungen, deren Zah-

lung von anderen Einkommen abhängig ist, nicht als Einkommen zu berücksichtigen“) und auch nicht 

die Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz mindern. Eine entsprechende Privilegierung gilt 

im Rahmen der Jugendhilfe (geregelt im Gesetz zur Nichtanrechnung und Nichtberücksichtigung des 

Kinderbonus n.F.).  

Da es sich um Leistungen für Kinder handelt, kann hierfür im Falle einer Kontopfändung eine ent-

sprechende Bescheinigung ausgestellt werden (§ 850k Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 ZPO). Es gilt der Ver-

rechnungsschutz nach § 850k Absatz 6 ZPO.  

Zudem soll der vereinfachte Zugang in die Grundsicherung bis zum 30. September 2020 verlängert 

werden. Konjunkturpaket/2020-06-03/Eckpunktepapier, Nr. 14, 26 

Gesetzentwurf vom 16.06.2020 (Zweites Corona-Steuerhilfegesetz), Art. 1 Nr. 9, Art. 9 und 11  

 

Programm für Überbrückungshilfen zur Existenzsicherung von Unternehmen 

Aus dem zur Existenzsicherung von kleinen und mittelständischen Unternehmen aufgelegten „Pro-

gramm für Überbrückungshilfen“ können bis zu 80% der fixen Betriebskosten für die Monate Juni bis 

August 2020 erstattet werden. Die Angaben müssen durch Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer ge-

prüft und bestätigt werden. Für Kleingewerbetreibende darf der Erstattungsbetrag 9.000 EUR nicht 

übersteigen. Konjunkturpaket/2020-06-03/Eckpunktepapier, Nr. 13 

 

Zahlungen und Rückzahlung von Coronahilfen 

Zum jetzigen Zeitpunkt gebe es keine belastbaren Zahlen über die Gesamtauszahlungen der Corona-

Soforthilfen, heißt es in einer Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion. 

Ein Abschlussbericht soll bis spätestens 31. März 2021 vorgelegt werden und über die Bewilligungen, 

Ablehnungen, Auszahlungen und Rückforderungen der Hilfsgelder informieren. Getätigte Zahlungen 

werden von den Ländern stichprobenartig und verdachtsabhängig geprüft. Bei Verstößen werde der 

Bewilligungsbescheid aufgehoben und der Begünstigte aufgefordert, die gewährte Soforthilfe zurück-

zuzahlen. Die Soforthilfen für Soloselbstständige und kleine Unternehmen werden durch Verwal-

tungsakte bewilligt, sodass bei Streitigkeiten der Verwaltungsrechtsweg gegeben ist. Das schreibt die 

Bundesregierung in einer weiteren Antwort auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion. Sofern zurück-

geforderte Leistungen nicht gezahlt werden, liege es an den Ländern, entsprechende Vollstreckungs-

maßnahmen einzuleiten. Quelle: hib - heute im bundestag Nr. 608, 15.06.2020 

Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/19712)) 

Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/19309)  

  

https://staerker-als-gewalt.de/initiative/poster-aktion-haeusliche-gewalt
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Schlaglichter/Konjunkturpaket/2020-06-03-eckpunktepapier.pdf?__blob=publicationFile&v=8
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/200/1920058.pdf
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Schlaglichter/Konjunkturpaket/2020-06-03-eckpunktepapier.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/197/1919712.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/197/1919711.pdf
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Pfändbarkeit von staatlichen Soforthilfen und Arbeitgeberprämien  

Prof. Dr. Hugo Grote stellt in einem Interview zum Thema Pfändbarkeit von staatlichen Soforthilfen 

und Arbeitgeberprämien dar, dass und wie diese Leistungen pfändungsgeschützt sind. 

www.wolterskluwer-online.de/corona/corona-interview-grote/  

 

Neues interaktives Kartenangebot von destatis: Schuldnerberatungsatlas  

Der interaktive Schuldnerberatungsatlas des Statistischen Bundesamtes zeigt die Erreichbarkeit der 

nächsten Beratungsstelle von verschiedenen Standorten in ganz Deutschland. Dadurch lässt sich er-

kennen, wie dicht das Netz der Schuldnerberatungsstellen in verschiedenen Gegenden Deutschlands 

ist und wie gut die Verfügbarkeit der Angebote im Verhältnis zur Bevölkerungsdichte ist. Dies lässt 

sich am Beispiel von Fahrtzeiten bis zur nächsten Beratungsstelle ausdrücken: So erreichen mehr als 

99 % der Bevölkerung in Großstädten innerhalb von 20 Minuten Fahrtzeit (per Pkw ohne Verkehrsstö-

rung) eine Beratungsstelle, während dies nur für 76 % der Bevölkerung in dünn besiedelten ländlichen 

Gebieten möglich ist. Nach spätestens einer Dreiviertelstunde Fahrtzeit sind nahezu 100 % aller Be-

wohnerinnen und Bewohner in Deutschland durch das Angebot von mindestens einer Schuldner- oder 

Insolvenzberatungsstelle versorgt. destatis Schuldnerberatungsatlas 

 

BAG-SB – Innovationspreis 

Mit dem Innovationspreis, der von der Wilhelm-Oberle-Stiftung gesponsert wurde, soll kreative und 

innovative Schuldnerberatung gefördert werden. In diesem Jahr waren insbesondere Projekte gefragt, 

die die Möglichkeiten der digitalen Welt für die Schuldnerberatung nutzen.  

1.Preis: Schulden-Podcast der Caritas Neubrandenburg  

Der prämierte Schulden-Podcast ist das jüngste Projekt der Informationsstrategie, die die Caritas 

Region Neubrandenburg im Bereich der Schuldnerberatung umsetzt. Die digitale Arbeit ist Teil des 

präventiven Beratungsangebotes der Beratungsstelle. Sie umfasst ergänzend zwei kleine Video-Se-

rien, die Info-Seiten www.schulden-verstehen.de und www.einfach-wirtschaften.de, sowie die lang-

jährige Beteiligung am Online-Beratungsangebot der Caritas.  

2.Preis: AWO Kreisverband Berlin  

Der AWO-Kreisverband Berlin hat sich mit der Idee beworben, die Kommunikation zwischen Gläubi-

gern und Schuldnerberatungsstellen zu verbessern, indem gemeinsam mit dem Bund deutscher In-

kassounternehmen BDIU ein Verfahren zur Übermittlung von E-Mails in verschlüsselter Form ausge-

arbeitet wird. BAG SB 

 

Bundesrat schlägt Verschärfungen des “Inkassogesetzes” vor 

Der Bundesrat hat am 5. Juni zum Entwurf eines “Gesetzes zur Verbesserung des Verbraucherschut-

zes im Inkassorecht und zur Änderung weiterer Vorschriften” Stellung genommen und einige Ände-

rungen zum Schutz von Verbraucher*innen und Schuldner*innen angeregt. Quelle: 

www.soziale-schuldnerberatung-hamburg.de  

 

Gesetzentwurf zur Fortentwicklung des Rechts des Pfändungsschutzkontos 

Der Gesetzentwurf zur Fortentwicklung des Rechts des Pfändungsschutzkontos (P-Konto) und zur 

Änderung von Vorschriften des Pfändungsschutzes ist in den Bundestag eingebracht worden. Mit dem 

Gesetzentwurf sollen in der Evaluation angesprochene Probleme gelöst und der Kontopfändungs-

schutz zugleich transparenter gestaltet werden. Darüber hinaus würden weitere vollstreckungsrecht-

liche Fragen aufgegriffen, die vom Petitionsausschuss des Bundestages und aus der vollstreckungs-

rechtlichen Praxis an die Bundesregierung herangetragen worden seien. Dies betreffe den Zeitraum 

für die Anpassung der Pfändungsfreigrenzen, den Pfändungsschutz von Gegenständen, die zur Aus-

übung von Religion und Weltanschauung bestimmt sind, sowie den Vollstreckungsschutz für Sachen, 

die der Erfüllung öffentlicher Aufgaben dienen. Gesetzentwurf  

https://www.wolterskluwer-online.de/corona/corona-interview-grote/
https://schuldnerberatungsatlas.destatis.de/
http://www.schulden-verstehen.de/
http://www.einfach-wirtschaften.de/
https://www.bag-sb.de/die-bag-sb/bag-sb-news/newsticker?tx_ttnews%5Btt_news%5D=613&cHash=9717fbe1e2e85620010cca126b18a5b0
https://www.soziale-schuldnerberatung-hamburg.de/2020/bundesrat-schlaegt-weitergehende-verschaerfungen-des-inkassogesetzes-vor/
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/198/1919850.pdf
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Gerichtsentscheidungen 

 

LSG NRW: Schüler-Tablet ist pandemiebedingter Mehrbedarf nach dem SGB II 

Die Antragstellerin bezieht SGB II-Leistungen und besucht die 8. Klasse eines Gymnasiums. Ende 

Januar 2020 beantragte sie einen internetfähigen Computer. Sie legte eine Bestätigung der Schullei-

terin vor, wonach sie diesen für Hausaufgaben benötige.  

 

Das Landessozialgerichtes (LSG) entschied, dass die geltend gemachten Kosten einen nach § 21 Abs. 

6 SGB II anzuerkennenden unabweisbaren, laufenden Mehrbedarf darstellten. Der Bedarf für die An-

schaffung eines internetfähigen Computers zur Teilnahme an dem pandemiebedingten Schulunter-

richt im heimischen Umfeld sei im Regelbedarf nicht berücksichtigt. Es handele sich um einen grund-

sicherungsrechtlich relevanten Bedarf für Bildung und Teilhabe. Denn die Anschaffung eines inter-

netfähigen Endgeräts sei mit der pandemiebedingten Schließung des Präsenzschulbetriebs erforder-

lich geworden. Pressemeldung des LSG NRW 

LSG NRW, Beschluss vom 22.05.2020 - Az. L 7 AS 719/20 B ER, L 7 AS 720/20 B   

 

FG Münster: Pfändung der Corona-Soforthilfe ist unzulässig 

Eine Kontenpfändung des Finanzamts, die auch Beträge der Corona-Soforthilfe umfasst, ist rechts-

widrig. Das hat das Finanzgericht Münster in einem Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes ent-

schieden. 

 

Der Antragsteller betreibt einen Reparaturservice und erzielt heraus Einkünfte aus Gewerbebetrieb. 

Er beantragte deshalb am 27.03.2020 zur Aufrechterhaltung seines Gewerbebetriebs beim Land 

Nordrhein-Westfalen eine Corona-Soforthilfe i.H.v. 9.000 EUR für Kleinstunternehmer und Soloselb-

ständige, die mit Bescheid vom selben Tag von der Bezirksregierung bewilligt und auf sein Girokonto 

überwiesen wurde. Da dieses Konto mit einer im November 2019 vom Finanzamt ausgebrachten 

Pfändungs- und Einziehungsverfügung wegen Umsatzsteuerschulden aus den Jahren 2017 bis 2019 

belastet war, verweigerte die Bank die Auszahlung der Corona-Soforthilfe.  

 

Das Finanzgericht Münster hat das Finanzamt verpflichtet, die Kontenpfändung bis zum 27.06.2020 

einstweilen einzustellen und die Pfändungs- und Einziehungsverfügung aufzuheben. Die Corona-

Soforthilfe erfolge ausschließlich zur Milderung der finanziellen Notlagen des betroffenen Unterneh-

mens im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie. Sie diene nicht der Befriedigung von Gläubi-

geransprüchen, die vor dem 01.03.2020 entstanden seien und somit nicht dem Zweck, die vor dem 

01.03.2020 entstandenen Ansprüche des Finanzamts zu befriedigen (Rn. 61). Da die Corona-Sofort-

hilfe mit Bescheid vom 27.03.2020 für einen Zeitraum von drei Monaten bewilligt worden sei, sei die 

Vollstreckung bis zum 27.06.2020 einstweilen einzustellen.  

 

Der Corona-Soforthilfe werde dabei nicht von den in § 850k Abs. 4 Satz 2 ZPO genannten Beträgen 

erfasst. Insbesondere handele es sich bei der Corona-Soforthilfe nicht um sonstige Einkünfte i. S. v. 

§ 850i ZPO (Rn. 52). Ähnlich wie das LG Köln begründet das Finanzgericht Münster den Pfändungs-

schutz mit Billigkeitserwägungen, hier gestützt auf § 258 AO (vergleichbar mit § 765a ZPO). Dabei 

sei die Rechtmäßigkeit der Inanspruchnahme der Corona-Soforthilfe nicht entscheidungserheblich. 

Ob Falschangaben im Antragsverfahren erfolgten, die den Tatbestand eines Subventionsbetrugs (§ 

264 Strafgesetzbuch) erfüllen, müsse daher außer Betracht bleiben.  

Pressemitteilung des FG Münster vom 19.05.2020  

Finanzgericht Münster, Beschluss vom 13.05.2020 - 1 V 1286/20 AO 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__21.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__21.html
https://www.lsg.nrw.de/behoerde/presse/Pressemitteilungen_des_Jahres_2020/Pressemitteilungen_des_Jahres_2020/SGB_II_Schueler_Tablet_pandemiebedingter_Mehrbedarf/index.php
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/sgs/lsg_nrw/j2020/NRWE_L_7_AS_719_20_B_ER__L_7_AS_720_20_B.html
https://www.gesetze-im-internet.de/zpo/__850k.html
https://www.gesetze-im-internet.de/zpo/__850i.html
https://www.fbsb-nrw.de/2020/05/landgericht-koeln-pfaendungsschutz-fuer-corona-soforthilfen/
https://www.gesetze-im-internet.de/ao_1977/__258.html
https://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/PM_11_19_05_2020/index.php
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/1_V_1286_20_AO_Beschluss_20200513.html
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Veranstaltungen 

 

Wir haben nun wieder die Veranstaltungen ab September in unserem Infodienst aufge-

nommen. Aufgrund der Dynamik rund um die CoVid 19 Entwicklungen möchten wir da-

rauf hinweisen, dass im Einzelfall immer die Veranstalter kontaktiert werden sollten, in-

wieweit die Ausschreibungen Bestand haben werden. 

 

 

 

„Grundlagenseminar „Sozialberatung für Schuldner/innen“ in vier Abschnitten 2020/2021“  

Der 1. Abschnitt des Seminars findet vom 2. bis 4. September 2020 im DRK-Tagungshotel in Müns-

ter statt. Das Grundlagenseminar ist ein Grundbaustein für den Erwerb eines Zertifikates als Schuld-

nerberater*in nach dem modularen Qualitätsrahmenhandbuch des Deutschen Caritasverbandes.  

Information und Anmeldung 

 

Grundzüge der Schuldnerberatung – Einführungskurs 

Eigentlich ist Ihr Aufgabenschwerpunkt nicht die Schuldnerberatung, Sie haben aber mehr und mehr 

mit überschuldeten Klientinnen und Klienten zu tun? Sie wollen sich grundlegende Kenntnisse in der 

Schuldnerberatung aneignen, um „Erste Hilfe“ leisten zu können? Die Teilnehmenden dieses Grund-

lagenkurses erhalten eine fundierte Einführung in das Arbeitsfeld. Anhand von Fallbeispielen lernen 

Sie konkrete Handlungsmöglichkeiten für die Beratungspraxis kennen. 

Termin:   08.09. -09.09.2020 

Ort:    Dortmund 

Kosten:  Nicht-Mitglieder: 300,- Euro; Mitglieder des Paritätische: 250,- Euro 

Veranstalter:  Paritätische Akademie LV NRW e.V.  

Information und Anmeldung  

 

Workshop: Lohnpfändungen richtig berechnen 

Ein wichtiger Baustein qualifizierter Schuldnerberatung ist die Ermittlung und Prüfung pfändbarer 

Beträge. Dieser Praxisworkshop verhilft den Teilnehmer*innen zu mehr Handlungskompetenz bei un-

rechtmäßigen Pfändungen. Die inhaltlichen Schwerpunkte sind die Voraussetzungen und Wirkungen 

von Pfändungen sowie die Berechnung pfändbarer Lohnanteile. Auch werden Unterhaltsverpflichtun-

gen oder Besonderheiten wie Nachzahlungen, mehrere Einkünfte, Arbeitgeberdarlehen in diesem 

Kontext vorgestellt. Vermittelt werden die Kenntnis und korrekte Anwendung von Rechtsmitteln ge-

gen unrechtmäßige Zwangsvollstreckungsmaßnahmen 

Die Rechtsgrundlagen werden anhand praktischer Fallbeispiele und Musteranträge zum Schuldner-

schutz vermittelt.  

Termin:   08.09.2020 

Ort:    Köln 

Kosten:  120,00 Euro 

Veranstalter:  Schuldnerhilfe Köln gGmbH 

Information und Anmeldung  

  

https://www.skmev.de/wp-content/uploads/2019/09/Grundlagenseminar.pdf
https://www.fortbildung-schuldnerberatung-nrw.de/veranstaltungen/grundzuege-der-schuldnerberatung-einfuehrungskurs-3/
https://www.fortbildung-schuldnerberatung-nrw.de/veranstaltungen/workshop-lohnpfaendungen-richtig-berechnen/
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Unterhaltsschulden?! Was ist in der Schuldner – und Verbrauchinsolvenz zu tun? 

Wer kennt das nicht, die Liste der Gläubiger ist lang. Die Schuldenregulierung verläuft nach festste-

henden Regeln und Prioritäten. Im Rahmen der Schuldner- und Insolvenzberatung kommen oft 

Schuldner*innen mit laufenden Unterhaltsforderungen und Unterhaltsschulden in die Beratung. Diese 

haben einen besonderen Stellenwert in der Schuldenregulierung. Die Fortbildung bietet zunächst ei-

nen kleinen Überblick zu den Grundzügen des Unterhaltsrechts, u.a. Wie werden Unterhaltsforderun-

gen ermittelt oder Welche Unterhaltsforderungen werden tituliert? Zum anderen wird an Hand von 

Beispielen dargestellt, wie laufender Unterhalt reduziert (oder auf „Null“ gestellt) werden kann. Geklärt 

wird auch unter welchen Voraussetzungen Unterhaltsschulden, wie normale Schulden im Insolvenz-

verfahren zu behandeln sind. 

Termin:   10.09.2020 

Ort:    Dortmund 

Kosten:  95,00 Euro 

Veranstalter:  Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Westliches Westfalen e.V. 

Information und Anmeldung  

 

Zertifikatskurs Schuldner- und Insolvenzberatung  

Schuldnerberatung hat sich in den letzten Jahren zu einer wichtigen Querschnittsaufgabe in der so-

zialen Arbeit entwickelt. In der Arbeit mit Alleinerziehenden, Jugendlichen, Familien, Suchtabhängi-

gen u.a. Zielgruppen spielen Schuldenprobleme eine immer größere Rolle. Das Ziel von Schuldner-

beratung ist es, ver- und überschuldeten Menschen bei der Bewältigung ihrer sozialen und finanzi-

ellen Probleme zu helfen und ihnen wieder neue Lebensperspektiven zu vermitteln. 

Termin:   16.09.2020-12.02.2021 ( 5 Module a 3Tage ) 

Ort:    Dortmund 

Kosten:  Nicht-Mitglieder: 2.200,- Euro; Mitglieder des Paritätischen: 1.990,- Euro 

Veranstalter:  Paritätische Akademie LV NRW e.V.  

Information und Anmeldung 

 

Workshop Schuldner- und Insolvenzberatung:  Aktuelle Entwicklungen  

Am 1. Juli 2014 ist das (Verbraucher-)Insolvenzrecht durch den Gesetzgeber erheblich verändert wor-

den: Das Anfechtungsrecht gilt nunmehr auch für Privatpersonen und die Versagungsgründe wurden 

verschärft. Weiterhin sind neue verkürzte Wege zur Restschuldbefreiung geschaffen worden. Einige 

Jahre nach Inkrafttreten der Reform liegen zwischenzeitlich reichliche Praxiserfahrungen vor. Wie sich 

die Gesetzesänderungen auf die Alltagspraxis auswirken, bildet einen Schwerpunkt des Workshops. 

Konkret geht es um die Aufbereitung/Darstellung/Diskussion der Rechtsprechung und Gesetzgebung 

zu allen relevanten Fragestellungen in der Schuldnerberatung. Es werden Einzelfällen aus der Alltags-

praxis der Berater*innen, vorrangig aus dem Insolvenz- und Zwangsvollstreckungsrecht, besprochen. 

Bezogen auf den Kontopfändungsschutz findet ein Austausch zu den Erfahrungen mit dem Basiskonto 

und dem P-Konto statt. Durch dieses „Update“ aktualisieren Sie Ihren Wissensstand in der Rechtspre-

chung. Einzelfälle und -fragen sowie besondere thematische Anregungen der Teilnehmenden können 

selbstverständlich berücksichtigt werden. 

Termin:   23.-24.09.2020 

Ort:    Wuppertal 

Kosten:  Nicht-Mitglieder: 300,- Euro; Mitglieder des Paritätische: 250,- Euro 

Veranstalter:  Paritätische Akademie LV NRW e.V.  

Information und Anmeldung  

  

https://www.fortbildung-schuldnerberatung-nrw.de/veranstaltungen/unterhaltsschulden-was-ist-in-der-schuldner-und-verbrauchinsolvenz-zu-tun/
https://www.fortbildung-schuldnerberatung-nrw.de/veranstaltungen/zertifikatskurs-schuldner-und-insolvenzberatung-2/
https://www.fortbildung-schuldnerberatung-nrw.de/veranstaltungen/workshop-schuldner-und-insolvenzberatung-aktuelle-entwicklungen-in-gesetzgebung-und-rechtsprechung/
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Aktuelle Fallpraxis Einkommensteuer, P-Konto und pfändbares Einkommen  

Die Themen „Einkommensteuer“, „P-Konto“ und „pfändbares Einkommen“ sind Bestandteile der Be-

ratung in nahezu jeder Schuldnerberatung und in jedem Insolvenzverfahren. Das Seminar behandelt 

im Schwerpunkt Fragen zur „Einkommensteuer“ und gibt Ideen für „Klassiker“ der praktischen Fall-

bearbeitung von P-Konto und pfändbarem Einkommen.  

Termin:   28.09.2020 

Ort:    Köln  

Kosten:  75,- Euro 

Veranstalter:  Diözesan-Caritasverband für das Erzbistum Köln e.V. 

Information und Anmeldung  

 

 

Weitere aktuelle Fortbildungen finden Sie unter 

www.fortbildung-schuldnerberatung.de 

 

----------------------------------------------------- 
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Sonja Brönner 

Diakonisches Werk Rheinland-

Westfalen-Lippe e.V. – Diakonie RWL 

Tel. 0211 /  6398-341 

s.broenner@diakonie-rwl.de 

 

 

Alexander Elbers 

Der Paritätische NRW 

Tel. 0231 / 18 99 89-18 

alexander.elbers@paritaet-nrw.org  

 

 

Bernhard Paul 

Schuldnerhilfe Essen gGmbH    

für AWO Bezirk Niederrhein  

Tel. 0201 / 82726-17 

                     paul@schuldnerhilfe.de 

 
 

Georg Eickel 

Der Paritätische NRW 

Tel. 02572 / 95 48-78 

eickel@paritaet-nrw.org  

 

  

 

Birgit Pachur 

Caritasverband für das Erzbistum 

Paderborn e.V. 

Tel. 05251 / 209-348 

b.pachur@caritas-paderborn.de 

 
  

Xenja Winziger  

AWO Bezirksverband Westl. Westf.   

Tel. 0231 / 5483-299 

xenja.winziger@awo-ww.de 

  

Redaktionsschluss dieser Ausgabe: 16.06.2020 

 

Haftung Die obigen Informationen wurden mit größter Sorgfalt ausgewählt und geprüft. Wir bit-

ten um Verständnis, dass dennoch keine Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit 

übernommen werden kann. Die Haftung für Schäden, die durch die Nutzung der dar-

gebotenen Informationen oder durch die Nutzung fehlerhafter oder unvollständiger 

Informationen verursacht worden sind, ist im gesetzlich zulässigen Rahmen ausge-

schlossen. Dies gilt auch für Links, auf die dieser Newsletter verweist. Die Inhalte und 

Funktionsfähigkeit externer Angebote verantwortet allein der jeweilige Anbieter.  

https://www.fortbildung-schuldnerberatung-nrw.de/veranstaltungen/aktuelle-fallpraxis-einkommensteuer-p-konto-und-pfaendbares-einkommen-in-der-schuldnerberatung/
http://www.fortbildung-schuldnerberatung.de/
http://www.fortbildung-schuldnerberatung.de/
mailto:s.broenner@diakonie-rwl.de
mailto:alexander.elbers@paritaet-nrw.org
mailto:paul@schuldnerhilfe.de
mailto:eickel@paritaet-nrw.org
mailto:b.pachur@caritas-paderborn.de
mailto:xenja.winziger@awo-ww.de
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Copyright:  Vervielfältigungen und Weitergabe dieser Information sind unter Angabe der Quelle 

zulässig. 

Datenschutz:  Sie haben sich in der Vergangenheit in den E-Mailverteiler eingetragen und werden da-

her weiterhin den NRW Infodienst Schuldnerberatung erhalten. Ihre Kontaktdaten wer-

den selbstverständlich vertraulich behandelt und nicht an Dritte weiter gegeben.  

Abmeldung:  Sollten Sie den Erhalt des Infodienstes nicht mehr wünschen, teilen Sie uns dies bitte 

per E-Mail an nrw-infodienst@schuldnerhilfe.de mit. Eine Abmeldung ist auch bei den 

zuständigen Fachberater*innen möglich. Geben Sie dabei bitte alle E-Mailadressen an, 

die aus dem Verteiler gelöscht werden sollen und das Stichwort: "Abmeldung NRW In-

fodienst Schuldnerberatung", damit Ihre Nachricht hier richtig zugeordnet werden 

kann. Eine Löschung der Daten ist selbstverständlich auch noch später möglich. Ihre 

Daten werden nur dafür benutzt, Ihnen den NRW Infodienst Schuldnerberatung zu 

schicken. 

mailto:roemer@paritaet-nrw.org

